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Zur Orientierung.
Ein Eingesandt der „Thurg. Wochenzeitung" durchgeht die ein»

zelnen Kantone, sie so ein wenig auf ihre Schultätigkeit prüfend. Als
Resultat dieser Musterung ergiebt sich die Tatsache, daß „der Wunsch

nach dem Ausbau des Schulwesens in allen Kantonen ein reger ist,

aber daß für bez. Mehrausgaben die meisten Kantone nicht mehr zu

haben sind. Es sei der lehrreichen Eröterung folgendes entnomnien:

Im Kanton Zürich, wo in nächster Zeit ein neues Volksschulge-
setz vor Behörden und Volk kommt, kann man sich nicht verhehlen, daß

der Gesetzesentwurf, der eine voraussichtliche Mehrausgabe von H4 Million
Franken erfordert, vielleicht an der Klippe der stärkeren Steucrbelastung
scheitern wird.

Der Kanton Bern hat im Jahre 1894 sein Primargesetz mit
einer ganzen Reihe fortschrittlicher Bestimmungen unter Dach und Fach

gebracht und hat für dasselbe eine successive Durchführung in Aussicht

genommen. Mit dem Jahre 1897 ist dasselbe nun in seinem ganzen

Umfange in Kraft getreten, allein wesentlich infolge der durch das Schul-
gesetz bedingten finanziellen Konsequenzen hat das Budget des Kantons

pro 1897 mit einem ganz erheblichen Defizit zu rechnen. Die Mehraus-
gaben steigen auf über ',4 Millionen Fr. an.

Die Behörden des Kantons Luzern stehen mitten in Berat-

ung eines Gesetzesentwurfes betreffend teilweise Abänderung des Er-
ziehungsgesetzes vom 26. September 1879, der eine Reihe von reellen

Fortschritten auf dem Schulgebiet in sich schließt.

Der Kanton Uri ist daran, durch Einführung der obligatorischen

Fortbildungsschule, sowie durch die Erweiterung der Primarschulpflicht
überhaupt, mit seinem Nnterrichtswesen einen tüchtigen Schritt vorwärts

zu tun. Das wird nun ohne erhebliche Steigerung der Ausgaben nicht

wohl möglich sein.

Im Kanton Zug ist schon seit Jahren ein trefflicher Schul-
gesetzesentwurf bereit; es sind im wesentlichen nur finanzielle Konse-

quenzen, welche davon abgehalten haben, einen Versuch mit demselben

zu wagen.
Der Kanton Solothurn war seit Jahren damit beschäftigt, sein

Schulgesetz auf dem Gesetzgebungswege auszugestalten. Eine vorläufige
Frucht dieser Arbeit, das im Dezember 1896 vom Großen Rat festge-

stellte Gesetz betreffend Abänderung der Bestimmungen betreffend die

Schulpflicht, wurde aber am 28. Februar 1897 durch das Volk ver-

worsen.
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St, Gallen ist daran, sein anfangs der 90er Jahre erlassenes

Lehrerbesoldungsgesetz durchzuführen; Thurgau hat ein solches bereits

jüngsthin angenommen.
Graubünden hat mit einem bezüglichen Versuch Schiffbruch

erlitten.
St. Gallen führte die Uncntgeltlichkeit der Lehrmittel trotz der

anfänglichen finanziellen Schwierigkeiten mit anerkennenswerter Energie

durch, während Thurgau in dieser Richtung wohl mit Rücksicht auf das

verneinende Ergebnis der Voksabftimmung im Sommer 1893, das Haupt-

sächlich eine Folge finanzieller Bedenken weiterer Kreise war. bis heute

trotz bester Absichten nicht erneuert hat.

Appenzell J.-Rh. hat durch seine fortschrittliche Schulordnung
vom 29. April 1896 den energischen Willen bekundet, sein Schulwesen

auszugestalten ; Appenzell A.-Rh. wartet mit seinem neuen Schul»

gesetzentwurf auf den richtigen Augenblick, um mit demselben hervor-

zutreten.
Der Kanton Aargau hat ebenfalls einen trefflichen Schulgesetz»

entwurf in Bereitschaft, dessen finanzielles Mehrerfordernis sich in die

Hunderttausende bcläuft.
Die Kantone Tessin und Wall is haben im abgelaufenen Jahre

die Gesetze über die Primarlehrerbesoldungen im Sinne einer erheblichen

Erhöhung revidiert. Die bezüglichen Beratungen haben bis zur Genüge

konstatiert, daß man gerne noch weiter gegangen wäre, weun die Mittel
vorhanden gewesen wären.

Im Kanton Waadt hat man nach den vorzüglichen Gesetzen

über den Primarunterricht vom Jahre 1889 und über das Sekundär-

schulwesen vom Jahre 1892, die Ruhegehaltsfrage für die Volksschul-

lchrerschaft im Februar 1397 in weitherziger Weise gelöst."
Der v. Einsender sieht in all diesen Erscheinungen einen „erheblichen

Fortschritt für unser schweiz. Schulwesen" und will vom Bunde einen

„entsprechenden Beitrag für die Mehrausgaben der Kantone im Schul-
Wesen". Also auch von dieser Seite kommt der offene Ruf
nach Finanzausgleich zwischen Bund und Kantonen mit
der Direktive, das kantonale Schulwesen zu heben. Wie hieß
es wohl pag. 149 der „Grünen"? Man nähert sich auf kath. Seite.

Drum Sammlung, Besprechung, Einigung und dann genaue Präzisie»

rung in Sachen des mockus pioceäsnäi.
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